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RELIGIONSFREIHEIT

Einstellung: Einrichtungen von Religionsgemeinschaften
konnen Kirchenzugeharigkeit verlangen

Fur kirchliche Arbeitgeber gelten so einige Besonderheiten. Dies macht sich auch im Aligemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) be-
merkbar. Unter bestimmten Voraussetzungen darf hiernach eine unterschiedliche Behandlung aufgrund der Religion erfolgen. Im nach-
folgenden Fall ging es dabei speziell um die Religion als Einstellungsvoraussetzung.

= Der Fall:

Ein Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland schrieb
als Arbeitgeber eine auf 2 Jahre befristete Stelle eines Refe-
renten/einer Referentin in Teilzeit (60 %) aus. Gegenstand
der Tatigkeit sollten schwerpunktmaRig

- die Erarbeitung des Parallelberichts zum deutschen
Staatenbericht zur Umsetzung der UN-Antirassismus-
konvention durch Deutschland sowie

« Stellungnahmen und Fachbeitrage sowie

- die projektbezogene Vertretung der Diakonie Deutsch-
land gegenUber der Politik, der Offentlichkeit und Men-
schenrechtsorganisationen sowie

« die Mitarbeit in Gremien

sein.

Nach der Stellenausschreibung wurde die Mitgliedschaft in
einer evangelischen Kirche oder der Arbeitsgemeinschaft
Christlicher Kirchen in Deutschland (ACK) vorausgesetzt.

Auf die Stellenanzeige bewarb sich u. a. auch eine Bewer-
berin, die keiner organisierten Religionsgemeinschaft an-
gehorte.

Sie wurde nicht zum Vorstellungsgesprach eingeladen. Der
Arbeitgeber besetzte die Stelle letztlich mit einem evange-
lischen Bewerber.

Die Bewerberin klagte daraufhin auf eine Entschadigungin
Hohe von mindestens 9.788,65 EUR. Der Arbeitgeber habe
sie wegen der Religion benachteiligt. Sie habe die Stelle we-
gen ihrer Konfessionslosigkeit nicht erhalten. Der Arbeitge-
ber sah dies jedoch als gerechtfertigt an.

§ Das Urteil:

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) bestatigte nach mehreren
Entscheidungen des EuGH und des BVerfG in dieser Ange-
legenheit den Arbeitgeber in dieser Annahme! Der Arbeit-
geber sei nicht verpflichtet, der Bewerberin eine Entschadi-
gung zu zahlen.

Der Arbeitgeber habe die Bewerberin nicht unzulassig we-
gen der Religion benachteiligt. Die Benachteiligung durch
das Verlangen der Kirchenzugehorigkeit fir die konkret
ausgeschriebene Stelle sei insbesondere wegen der in der

Stellenbeschreibung angeflihrten Aufgaben gerechtfertigt
(BAG, Urteil vom 21.05.2026, Az. 8 AZR 194/25).

Meine Empfehlung!

Nach §§ 1,7 Abs. TAGG ist u. a. die Benachteiligung eines Beschaf-
tigten wegen seiner Religion verboten. Das AGG halt jedoch zu-
gleich auch Ausnahmen von diesem Benachteiligungsverbot pa-
rat. So ist eine unterschiedliche Behandlung z. B. dann zuldssig,
wenn die Religion wegen der Art der auszuiibenden Tatigkeit oder
der Bedingungen ihrer Auslibung eine wesentliche und entschei-
dende berufliche Anforderung darstellt, sofern der Zweck recht-
maRig und die Anforderung angemessen ist.

Des Weiteren ist eine unterschiedliche Behandlung wegen der Re-
ligion auch zulassig,

1. beider Beschaftigung durch Religionsgemeinschaften, die
ihnen zugeordneten Einrichtungen ohne Ruicksicht auf ihre
Rechtsform oder durch Vereinigungen, die sich die gemein-
schaftliche Pflege einer Religion oder Weltanschauung zur
Aufgabe machen,

2. wenn eine bestimmte Religion unter Beachtung des Selbst-
verstandnisses der jeweiligen Religionsgemeinschaft oder
Vereinigung im Hinblick auf ihr Selbstbestimmungsrecht
oder nach der Art der Tatigkeit eine gerechtfertigte berufli-
che Anforderung darstellt.

Hier ist sehr viel Auslegung dabei, welche fuir ,normale” Arbeitge-
ber regelmaRig keine Rolle spielen wird.

4 wichtige Tipps fiir Inr Bewerbungsverfahren

Beherzigen Sie folgende Tipps flr Ihr Bewerbungsverfahren, um
von vornherein keinerlei Indizien fur eine Benachteiligung zu lie-
fern:

1. Halten Sie Ihre Stellenanzeigen in jeglicher Hinsicht neutral.
Beschranken Sie Ihr Anforderungsprofil strikt auf fachliche (z.
B. Ausbildung) und damit in Zusammenhang stehende per-
sonliche Qualifikationen.

2. Verzichten Sie auch auf Fragen nach Krankheiten bzw. Behin-
derungen, Konfession oder Familienstand.

3. Machen Sie niemals handschriftliche Vermerke auf Bewer-
bungsunterlagen! Damit konnen Sie sich nur ein Eigentor
schiefen.

4. Vermeiden Sie bei der Ricksendung der Bewerbungsunter-
lagen eine inhaltliche Begriindung flr die Absage.
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ARBEITSZEUGNIS

Zweifel an Zeugniswahrheit: Arbeitszeugnis trotz
gerichtlichem Vergleich nicht vollstreckbar

RegelmaRig treffen sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer nach einer Kiindigung vor Gericht wieder. Um dort im Interesse aller eine ziigige
Kldrung zu erwirken, schlieBen die Parteien oft Vergleiche ab. In diesen geht es meist nicht nur um die Beendigung selbst, sondern auch
um etliche Punkte drumherum, wie z. B. das Arbeitszeugnis. Im nachfolgenden Fall ging es um die Frage, wie die Erstellung eines Arbeits-
zeugnisses dann anschlieBend auch erzwungen werden kann.

§ Der Fall:

der Arbeitgeber nur aus wichtigem Grund abweichen durf-
te.

Ein Arbeitnehmer war als Geschaftsfihrer bei einem
Krankenhausbetreiber beschaftigt. Nach Beendigung des
Arbeitsverhaltnisses verpflichtete sich der Arbeitgeber in
einem gerichtlichen Vergleich dazu, dem Arbeitnehmer ein
wohlwollendes qualifiziertes Zeugnis mit guter Leistungs-
und Verhaltensbeurteilung sowie Dankes-, Bedauerns- und
Wunschformel zu erteilen. Dem Arbeitnehmer wurde zu-
dem das Recht eingeraumt, einen Entwurf vorzulegen, von
dem nur aus wichtigem Grund abgewichen werden diirfe.

Der Arbeitnehmer Ubersandte zundchst erfolglos einen
Zeugnisentwurf. Nach Einleitung der Zwangsvollstre-
ckung erteilte der ehemalige Arbeitgeber ein hiervon ab-
weichendes Zeugnis, insbesondere hinsichtlich der Tatig-
keitsbeschreibung. Daraufhin legte der Mitarbeiter einen
Uberarbeiteten Entwurf vor und erklarte, dieser solle den
urspriinglichen Entwurf ersetzen. Der Arbeitgeber lber-
sandte dennoch ein weiteres, an einem gerichtlichen Ver-
gleichsvorschlag orientiertes Zeugnis, das der Mitarbeiter
nicht akzeptierte.

Derehemalige Geschaftsfiihrer war der Ansicht, sein letzter
Entwurf entspreche dem Grundsatz der Zeugniswahrheit,
insbesondere hinsichtlich seiner Mitverantwortung fur
operative Leitung, medizinisches Fachpersonal und wirt-
schaftliche Entwicklung der Klinik. Der Arbeitgeber sah es
anders. Der Zeugnisanspruch sei erfillt; die Entwiirfe des
Arbeitnehmers stellten seine Verantwortlichkeiten unzu-
treffend dar.

§ Das Urteil:

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) gab dem Arbeitgeber recht
und lehnte die Zahlung eines Zwangsgeldes durch den Ar-
beitgeber ab.

Zwar handele es sich bei der Erteilung eines Arbeitszeug-
nisses um eine sogenannte unvertretbare Handlung, die
grundsatzlich mittels Zwangsgeld vollstreckt werden kon-
ne. Auch hatten hier die allgemeinen Voraussetzungen der
Zwangsvollstreckung vorgelegen, weil ein vollstreckbarer
Vergleich einschlieBlich Zustellung bestand. Der Vergleich
sei auch hinreichend bestimmt. Danach habe der Arbeit-
nehmer einen Zeugnisentwurf vorlegen diirfen, von dem

Ein Vollstreckungstitel sei namlich ausreichend bestimmt,
wenn Inhalt und Umfang der geschuldeten Leistung er-
kennbar sind. Dies ware hier trotz Bezugnahme auf einen
erst kiinftig zu erstellenden Zeugnisentwurf der Fall ge-
wesen. Der Entwurf habe im Vollstreckungsverfahren ein-
deutig vorgelegt und festgestellt werden konnen. Auch die
Maoglichkeit des Arbeitgebers, aus wichtigem Grund abwei-
chen zu dirfen, machte hier den Titel nicht unbestimmt.

Zu den wichtigen Griinden zahlten insbesondere VerstofRe
gegen die Grundsatze der Zeugniswahrheit und Zeugnis-
klarheit (§ 109 GewO).

Das Vollstreckungsverfahren diene jedoch nicht der mate-
riellen Priifung, ob solche VerstoRe tatsachlich vorliegen.
Trage der Arbeitgeber nachvollziehbare Umstande vor, die
Zweifel an der Zeugniswahrheit begriinden, sei dartiber in
einem gesonderten Erkenntnisverfahren zu entscheiden.
Und so habe der Fall hier gelegen. Der Arbeitgeber habe
substantiiert geltend gemacht, wesentliche Teile der Tatig-
keitsbeschreibung im Zeugnisentwurf seien unzutreffend.
Da diese Einwande die inhaltliche Richtigkeit des Zeugnis-
ses betrafen, habe ein Zwangsgeld nicht festgesetzt werden
konnen (BAG, Beschluss vom 07.05.2026, Az. 8 AZB 25/25).

E:‘Lzl Meine Empfehlung!

Streit Uber den richtigen Inhalt eines Arbeitszeugnisses ist nahezu
Alltag. Arbeitnehmer wittern oft hinter jedem zweiten Wort eine
Verschworung. Grundsatzlich soll das Zeugnis auch wohlwollend
geschrieben werden. Wichtigster Grundsatz der Zeugniserstel-
lung ist aber dennoch die Wahrheitspflicht, denn ohne diese wa-
ren Arbeitszeugnisse wertlos. Klinftige Arbeitgeber wie auch der
Arbeitnehmer selbst sollen aus dem Zeugnis einen richtigen Ein-
druck gewinnen konnen.

Ein Zeugnis kann dann als wahr bezeichnet werden, wenn es

- den Tatsachen entspricht,

- den Arbeitnehmer objektiv, differenziert und individuell beur-
teilt,

- vollstandig ist, d. h., es keine Auslassungen enthalt, wo der
Leser eine positive Hervorhebung erwartet, und

- so formuliert ist, dass die Empfanger es richtig verstehen.
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ARBEITSUNFAHIGKEIT

Vierte ,,Urlaubswoche* weckt Zweifel an der Krankheit

Die drztliche AU-Bescheinigung genieft per Gesetz einen erheblichen Beweiswert fiir die Tatsache einer krankheitsbedingten Arbeitsun-
fahigkeit. Gleichwohl brauchen Sie nicht jedes Attest, das lhre Mitarbeiter vorlegen, auch so zu akzeptieren.

=

Ein Tierfutterproduzent beschaftigte einen Maschinen-
flhrer. Der Maschinenflhrer hatte im August 2024 drei
Wochen Urlaub genommen und sich firr die anschlieBende
Woche krankgemeldet. Im August 2025 nahm er ebenfalls
drei Wochen Urlaub. Wahrend des Urlaubs bat er seinen Ar-
beitgeber, den Urlaub um eine Woche zu verlangern. Dabei
berief er sich darauf, dass er mit seiner Freundin in Ruma-
nien im Urlaub sei und diese im Krankenhaus liege, mit un-
gewissem Entlassungsdatum. Der Arbeitgeber lehnte die
Verlangerung des Urlaubs aber ab.

Der Fall:

Am Morgen des ersten Arbeitstags nach dem Urlaub leg-
te der Mitarbeiter fiir die gesamte Woche eine Arbeitsun-
fahigkeitsbescheinigung vor. Der Arbeitgeber verweigerte
flr diese Woche aber die Lohnfortzahlung. Fiir ihn war er-
sichtlich, dass der Maschinenfliihrer seinen Urlaub durch
die ,krank gefeierte” Woche verlangerte. Der Maschinen-
flhrer klagte auf Lohnfortzahlung. Er berief sich auf den Be-
weiswert der AU-Bescheinigung und entband sogar seinen
Hausarzt von der Schweigepflicht.

§ Das Urteil:

Das Arbeitsgericht (ArbG) Heilbronn lieR ihn aber abblit-
zen und gab dem Arbeitgeber recht. Der Grund: Das Ge-
richt habe erhebliche Zweifel an der Krankheit des Arbeit-
nehmers gehabt. Dafuir genligte es dem Gericht, dass die
AU-Bescheinigung erst am Morgen des ersten Arbeitstags
vorgelegt worden sei und der Maschinenfiihrer auch im
Vorjahr an seine drei Wochen Urlaub eine Woche Krankheit
angehangt hatte.

Der Beweiswert der AU-Bescheinigung sei unter diesen
Umstanden erschittert. Die Aussage des Hausarztes war
unergiebig geblieben, weil sich dieser nicht einmal daran er-
innern konnte und sich auch aus seinen Unterlagen nichts
ergab, dass er den Maschinenfiihrer tatsachlich untersucht
oder nur auf einen Anruf hin krankgeschrieben hatte (ArbG
Heilbronn, Urteil vom 27.03.2026, Az.: 7 Ca 314/25).

g‘i Meine Empfehlung!

Der ,gelbe Schein“ hat einen hohen Beweiswert. Die Gerichte
glauben den Angaben des Arztes, soweit Sie nicht klare Anhalts-
punkte daflr vorbringen konnen, dass das Attest nicht ordnungs-
gemald erstellt wurde oder Ihr Arbeitnehmer gleichwohl arbeits-
fahig war.

Prufen Sie deshalb jedes Attest nach dem Abruf anhand folgen-
der Checkliste, ob es sich dabei um eine ordnungsgemafie AU-Be-
scheinigung handelt. Wenn Sie nur eine Frage mit Nein beantwor-
ten, konnen Sie die Entgeltfortzahlung so lange verweigern, bis lhr
Mitarbeiter eine ordnungsgemafe Bescheinigung erbringt oder
seine Arbeitsunfahigkeit anderweitig nachweist.

JA NEIN @ 8

Ist das Attest von einem approbierten Arzt
(Achtung: arztliches Hilfspersonal gentigt
nicht!) ausgestellt worden?

Enthalt die Bescheinigung den Namen des er-
krankten Arbeitnehmers?

Wird auf dem Schein die Arbeitsunfahigkeit
bestatigt (Bescheinigung einer Erkrankung an
sich gentigt nicht)?

Enthalt die Bescheinigung eine Angabe liber
die Dauer der Arbeitsunfahigkeit?

Wie Sie den Krankenschein in Zweifel ziehen

Auch einen formal korrekten Krankenschein mussen Sie nicht im-
mer akzeptieren. Erschuttert werden kann sein Beweiswert durch
konkrete Umstande, die Zweifel an der Arbeitsunfahigkeit be-
grinden...

Dies kann sich ergeben aus

- der Person des ausstellenden Arztes (z. B. weil er fiir duRerst
Lgrolsziigige” Krankschreibungen bekannt ist),

- VerstoRen gegen die AU-Richtlinie (z. B. unzuldssige Riickdatie-
rung),

- dem Verhalten des Arbeitnehmers (z. B. bei Ankiindigung der
Krankheit) oder

- auffalligen zeitlichen Zusammenhangen.

Mitarbeiter muss Arbeitsunfihigkeit beweisen

Ist der Beweiswert des arztlichen Attests erschittert, muss Ihr
Mitarbeiter seine Arbeitsunfahigkeit vollstandig nachweisen.

Hierflr muss er insbesondere

- seine Erkrankung und die daraus folgenden Einschrankungen
erldutern,

- arztliche Anordnungen und VerhaltensmaRregeln darlegen,

- auf die konkreten Verdachtsmomente eingehen und

- die behandelnden Arzte von der Schweigepflicht entbinden.
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Checkliste: So können Sie prüfen, ob die AU-Bescheinigung ordnungsgemäß ist



		

		JA

		NEIN



		Ist das Attest von einem approbierten Arzt (Achtung: ärzt-liches Hilfspersonal genügt nicht!) ausgestellt worden?

		☐		☐

		Enthält die Bescheinigung den Namen des erkrankten Ar-beitnehmers?

		☐		☐

		Wird auf dem Schein die Arbeitsunfähigkeit bestätigt (Be-scheinigung einer Erkrankung an sich genügt nicht)?

		☐		☐

		Enthält die Bescheinigung eine Angabe über die Dauer der Arbeitsunfähigkeit?

		☐		☐
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Checkliste: So können Sie prüfen, ob die AU-Bescheinigung ordnungsgemäß ist


VERHALTENSBEDINGTE KUNDIGUNG

Kiindigung nach grob fahrlassigem Auffahrunfall rechtmaRig

Nicht jedes Missgeschick oder jeder Unfall rechtfertigt den Ausspruch einer verhaltensbedingten Kiindigung. Bei fahrldssigem Fehlver-
halten kommt es maRgeblich auf die Begleitumstande an: War es das erste Mal? Wie hoch ist der Verschuldungsgrad? Wie eindeutig

ware das rechtmaRige Alternativverhalten gewesen?

= Der Fall:

Ein Arbeitnehmer war seit dem Jahr 2020 als Busfahrer bei
einem Verkehrsunternehmen tatig. In seiner Personalakte
hatte er in diesen flinf Jahren bereits flinf Abmahnungen

angesammelt.

Ende September 2025 fuhr er an einer roten Ampel auf ei-
nen anderen Bus auf. Mehrere Personen wurden verletzt,
einige davon schwer. Der Fahrer wurde zunachst freigestellt
und der Betriebsrat angehort. Die Arbeitgeberin kiindigte
anschlieBend ordentlich unter Einhaltung der Kiindigungs-

frist.

Der Busfahrer gab im Prozess an, er sei von der Sonne ge-
blendet worden und habe deshalb die Sonnenblende he-
runtergelassen. Als er wieder auf die StraRe geschaut und
gesehen habe, dass der vor ihm fahrende Bus zum Stehen
gekommen war, habe er nicht mehr rechtzeitig bremsen

konnen.

Im Prozess stellte sich jedoch auch heraus, dass der Busfah-
rer den Bus unmittelbar vor dem Aufprall noch beschleu-
nigte. Das liel3 sich an den technischen Aufzeichnungen

feststellen, die in den Prozess eingefuihrt wurden.

§ Das Urteil:

Das Arbeitsgericht (ArbG) EImshorn hielt die Kiindigung
fr wirksam. Nicht jede Pflichtverletzung eines Arbeitneh-
mers berechtige den Arbeitgeber zum Ausspruch einer
Kindigung. Ganz wesentlich komme es darauf an, wie
schwerwiegend die Pflichtverletzung sei. Bei fahrlassigen
Pflichtverletzungen sei eine Kiindigung in vielen Fallen un-

angemessen.

Hingegen konne eine grob fahrlassige Pflichtverletzung, bei
welcher der Arbeitnehmer Sicherheitsvorkehrungen in be-
sonders schwerem Mal3 auBer Acht lasse, zum Ausspruch
einer Kiindigung berechtigen. Vorliegend habe der Arbeit-

nehmer grob fahrlassig gehandelt.

Grobe Fahrldssigkeit liege vor, wenn ein Arbeitnehmer die
erforderliche Sorgfalt in ungewohnlich hohem Mal3e ver-
letzt und einfachste, ganz naheliegende Uberlegungen
nicht anstellt, z. B. den Bus zu beschleunigen, wenn der
Arbeitnehmer von der Sonne geblendet wird und nichts
sehen kann (ArbG Elmshorn, Urteil vom 11.02.2026, Az. 3 Ca

1504 d/25).

Meine Empfehlung!

Fir eine verhaltensbedingte Kiindigung gentigen im Verhalten
des Arbeitnehmers liegende Umstande, die bei verstandiger W(ir-
digung in Abwagung der Interessen der Vertragsparteien die Kiin-
digung als billigenswert und angemessen erscheinen lassen. Als
verhaltensbedingter Grund ist insbesondere eine

- schuldhafte,
- vorwerfbare und
« rechts- oder vertragswidrige

Verletzung von Haupt- und/oder Nebenpflichten aus dem Ar-
beitsverhaltnis geeignet. Entsprechende Pflichten bestehen im
Leistungs- und im Vertrauensbereich.

ACHTUNG T

Eine verhaltensbedingte Kiindigung soll keine Sanktion fur
die relevante Pflichtverletzung darstellen, sondern vielmehr
verhindern, dass vergleichbare VerstoRe in Zukunft wieder
geschehen.

Eine verhaltensbedingte Kiindigung ist gerechtfertigt, wenn

- eine storungsfreie Vertragserfillung in Zukunft nicht mehr zu
erwarten ist und

- kinftigen Pflichtverstoen nur durch die Beendigung der Ver-
tragsbeziehung begegnet werden kann.

Das ist nicht gegeben, wenn mildere Mittel und Reaktionen, z. B.

- ein Personalgesprach,
- eine Ermahnung oder
- eine Abmahnung,

geeignet sind, beim Arbeitnehmer eine Verhaltensanderung zu
bewirken. Beruht die Vertragspflichtverletzung auf steuerbarem
Verhalten des Arbeitnehmers, ist grundsatzlich davon auszuge-
hen, dass sein kiinftiges Verhalten schon durch die Androhung
von Folgen fur den Bestand des Arbeitsverhaltnisses positiv be-
einflusst werden kann.

TIPP @

Einer Abmahnung bedarf es nach MaRgabe des Verhaltnis-
maRigkeitsgrundsatzes u. a. dann nicht, wenn bereits von
vornherein erkennbar ist, dass eine Verhaltensanderung in
Zukunft auch nach Abmahnung nicht zu erwarten steht.

KALENDERWOCHE 25-26|2026



Arbeitnehmer muss hohere Eingruppierung begriinden

Die Eingruppierung Ihrer Mitarbeiter in die einzelnen Entgeltgruppen von anwendbaren Tarifvertragen oder Betriebsvereinbarungen ist
nicht immer einfach. Die tariflichen Regelungen versuchen regelmaRig, mit wenigen Tatigkeitsmerkmalen die Vielfalt der Arbeitswelt
abzubilden. Je offener die Formulierungen sind, umso schwieriger wird es fiir Sie, diese auf die tatsachlichen Tatigkeiten der Mitarbeiter
anzuwenden. Doch umgekehrt ist es auch fiir hre Mitarbeiter schwierig, sich in eine hohere Entgeltgruppe einzuklagen.

= Der Fall:

Eine Arbeitnehmerin war seit Februar 2020 in der Personal-
abteilung ihres Arbeitgebers tatig. Auf das Arbeitsverhaltnis
fand der Haustarifvertrag Anwendung. Zur Eingruppierung
existierte ein separater Rahmentarifvertrag. Der Arbeitge-
ber nahm die Eingruppierung zunachst in die Entgeltstufe
15 vor. Zwischenzeitlich rlickte die Arbeitnehmerin aufgrund
der Berufserfahrung in die Entgeltstufe 16 auf. Sie machte
allerdings im Marz 2024 geltend, dass sie riickwirkend ab
April 2023 in die Entgeltstufe 17 einzugruppieren sei.

Sie sei im Wesentlichen bei der Personalanalyse und der
Vorbereitung von Personalkonferenzen eigenverantwort-
lich tatig. Zudem berate sie Fihrungskrafte bei der Umset-
zung von Umstrukturierungen. Dies konne sie durch Stel-
lungnahmen (Feedbackbégen) mehrerer Fiihrungskrafte
belegen. Der Arbeitgeber ging jedoch davon aus, dass die
Voraussetzungen der hoheren Entgeltstufe nicht erfullt
seien. Die Tatigkeiten der Arbeitnehmerin wiirden nicht
eigenverantwortlich ausgelbt. Der Streit um die richtige
Eingruppierung landete schliel3lich vor Gericht.

§ Das Urteil:

Das Landesarbeitsgericht (LAG) Niedersachsen gab dem
Arbeitgeber recht. Die Arbeitnehmerin sei zutreffend in
die Entgeltstufe 15 und nach Ablauf der Erfahrungszeit in
die 16 eingruppiert worden. Die Voraussetzungen der Ent-
geltstufe 17 seien nicht erfullt. Diese verlangte neben der
identischen Tatigkeitsbeschreibung auch, dass die Tatig-
keit eigenverantwortlich ausgelibt werde. Hierzu habe die
Arbeitnehmerin jedoch nicht ausreichend vorgetragen, ob-
wohl sie die Darlegungslast trage. Insbesondere sei nicht
ersichtlich, inwieweit ihre konkrete Tatigkeit im Vergleich zu
anderen Mitarbeitern der Entgeltstufe 15 herausgehoben
sei und das zusatzliche Merkmal der Eigenverantwortlich-
keit erfulle. Die Vorlage von Feedbackbdgen Uber die gute
Tatigkeit allein gentige als Vortrag nicht (LAG Niedersach-
sen, Urteil vom 23.03.2026, Az.: 15 SLa 86/25).

Meine Empfehlung!

In Tarifvertragen wird versucht, durch die Verwendung von Ver-
gutungsgruppen einheitliche Regelungen flr eine Vielzahl von Ar-
beitnehmern zu treffen. Zu diesem Zweck sehen diese abstrakte

Merkmale vor, mit denen die Zugehorigkeit zu einer Vergttungs-
gruppe definiert wird. Neben der Beschreibung der Tatigkeit kon-
nen auch besondere Qualifikationen oder die Dauer der Beschaf-
tigung flr die Zuordnung ausschlaggebend sein. Ist eine tarifliche
Regelung nicht eindeutig, missen Sie versuchen, sich Klarheit zu
verschaffen. Folgende Moglichkeiten haben Sie hierfir:

+ Oftsind Beispiele im Tarifvertrag aufgefihrt, die das Gewollte
aufzeigen und von lhnen herangezogen werden konnen.

- Fragen Sie beim Arbeitgeberverband nach, wie die Regelung
des Tarifvertrages zu verstehen ist.

- Ziehen Sie etwaige Protokollnotizen zum Tarifvertrag zur Aus-
legung zurate.

- Legen Sie den Tarifvertrag nach Kontext, Sinn und Zweck aus.

Ist einer lhrer Arbeitnehmer dann trotzdem mit seiner Eingrup-
pierung nicht zufrieden, kann er nicht einfach nur behaupten, er
musse hohergruppiert werden. Nach der Rechtsprechung hat er
vielmehr darzulegen und ggf. zu beweisen, aus welchen konkre-
ten Tatsachen er einer hoheren Entgeltgruppe zuzuordnen ist.
Dazu muss er detailliert beschreiben, in welchen Zeitraumen er
welche konkreten Tatigkeiten ausgelibt hat. Im nachsten Schritt
folgt dann die Zuordnung der Tatigkeit zu einer Entgeltgruppe.
Erfullt einer Ihrer Mitarbeiter einen Teilbereich einer hoheren Ent-
geltgruppe, heildt das noch nicht automatisch, dass Sie ihn auch
nach dieser entlohnen missen. Es kommt auf eine Gesamtschau
an. Erbringt der Arbeitnehmer aber Gberwiegend Tatigkeiten, die
der hoheren Gruppe entsprechen, ist er nach dieser zu entlohnen.

Eingruppierung: So gehen Sie vor!

1. Schauen Sie sich die jeweiligen Arbeitsvorgange der Tatigkeit
des Arbeitnehmers genau an.

2. Prufen Sie genau, welche Anforderungen an den jeweiligen
Arbeitsvorgang zu stellen sind.

3. Prifen Sie, welche Lohngruppe mit seinen Anforderungs-
merkmalen durch die Tatigkeit erfullt wird.

ACHTUNG T

Die Eingruppierung oder Umgruppierung ist eine personel-
le EinzelmalRnahme, bei der ein Mitbestimmungsrecht des
Betriebsrats besteht. Ein- und Umgruppierung stellen aber
keine Rechtsgestaltung, sondern Rechtsanwendung dar.
Daher richtet sich der Vergltungsanspruch lhres Arbeit-
nehmers nach der von ihm vertragsgemaf ausgetbten
Tatigkeit und nicht nach der (libereinstimmenden) Bewer-
tung der Betriebsparteien.
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NACHTARBEITSZULAGE

Nachtschichtzulage nur bei iiberwiegender Nachtarbeit

In manchen Branchen findet die Haupttatigkeit oder zumindest ein Teil der Tatigkeit in der Nacht statt. Das Gesetz sieht fiir sogenannte
Nachtarbeiter einen Zuschlag vor, der insbesondere die mit der Nachtarbeit verbundene hohere gesundheitliche Belastung ausgleichen
soll. Eine konkrete Hohe wird dabei gesetzlich nicht vorgegeben. Einschlagige Tarifvertrage sehen hier regelmaRig konkrete Regelungen
vor. Doch auch wenn Details geregelt sind, kann iiber die konkrete Anwendung der Zuschlagsregelungen im Einzelfall Streit entstehen.
Dann sind haufig die Gerichte am Zug, wie auch der folgende Fall zeigt.

= Der Fall:

Ein Arbeitnehmer war seit Juni 2021 bei seinem Arbeitgeber
in der Logistik tatig. Im Arbeitsvertrag war ein Stundenlohn
vereinbart. Zudem galten die Vereinbarungen des aktuellen
Haustarifvertrags. Dieser enthielt auch Regelungen lber
Zuschlage fur verschiedene Konstellationen:

« 60 % fur Nachtarbeit, die gleichzeitig Mehrarbeit ist,
o 25% flr Nachtarbeit, die keine Schichtarbeit ist und
e 20 % fiir Nachtschichtarbeit.

Die Nachtarbeitszeit war im Tarifvertrag von 20:00 bis 6:00
Uhr definiert. Der Arbeitnehmer arbeitete von Mai 2023 bis
Januar 2024 in der Spatschicht und damit auch in der Zeit
zwischen 20:00 und 22:00 Uhr. Er machte hierfir die Zu-
schlage fur die Nachtschichtarbeit geltend. Der Arbeitgeber
lehnte dies ab. Die Voraussetzungen fiir den Zuschlag seien
nicht gegeben. Die Tatigkeit des Arbeitnehmers liege nicht
im Wesentlichen in der Nachtschicht von 20:00 bis 6:00
Uhr.

§ Das Urteil:

Das Landesarbeitsgericht (LAG) Thiiringen gab dem Arbeit-
geber recht. Der Arbeitnehmer kdnne keinen Zuschlag fir
die Nachtarbeitsstunden verlangen. Es lage Schichtarbeit
vor und keine gleichzeitigen Mehrarbeitsstunden, sodass
ein Zuschlag fur Nachtarbeit jeweils ausscheide. Auch ein
Zuschlag fuir Nachtschichtarbeit sei nicht zu zahlen, weil die
Voraussetzungen hierflir nicht gegeben seien. Dabei kom-
me es nicht darauf an, wie die einzelne Schicht bezeichnet
werde. Nach Auslegung des Tarifvertrags liege jedoch eine
Nachtschicht nur dann vor, wenn die Tatigkeit zum Uber-
wiegenden Teil in der Nachtzeit stattfinde. Diese werden
durch den Tarifvertrag auf die Zeit von 20:00 bis 6:00 Uhr
festgelegt. Die Tatigkeit des Arbeitnehmers sei jedoch im-
mer bereits 22:00 Uhr beendet gewesen (LAG Thiringen,
Urteil vom 15.04.2026, Az.: 4 Sa 127/24).

g?l Meine Empfehlung!

Nachtarbeit wird grundsatzlich bereits vom Gesetzgeber als be-
sonders belastend angesehen. Daher sieht § 6 Abs. 5 Arbeitszeit-
gesetz (ArbZG) vor, dass Sie als Arbeitgeber Nachtarbeitnehmern

firihre Tatigkeit wahrend der Nachtzeit eine angemessene Zahl
freier Tage oder einen angemessenen Zuschlag gewahren mus-
sen. Meist sind die entsprechenden Ausgleichsleistungen aber
bereits tarifvertraglich geregelt. Ist dies nicht der Fall, sind Sie
als Arbeitgeber individuell zum Ausgleich verpflichtet. Dabei
konnen Sie wahlen, ob Sie lhren Arbeitnehmern den Ausgleich
in Freizeit gewahren oder einen angemessenen Nachtzuschlag
zahlen.

Einen Ausgleich in Freizeit oder einen Zuschlag missen Sie nur
gewahren, wenn ein Arbeitnehmer als sogenannter Nachtarbeit-
nehmer tatig ist. Wann dies der Fall ist, ist gesetzlich geregelt:

- Nachtarbeitnehmer ist, wer in Wechselschichten eingesetzt ist
und dabei zur Nachtzeit mindestens zwei Stunden tatig wird.

- Nachtarbeithnehmer ist auch, wer nicht in Wechselschichten
tatig ist, aber an 48 Tagen im Kalenderjahr zur Nachtzeit arbei-
tet.

- Nachtzeit ist dabei die Zeit zwischen 23:00 und 06:00 Uhr.

- Ein Tarifvertrag kann den Beginn der siebenstiindigen Nacht-
zeit abweichend auf die Zeit zwischen 22:00 und 24:00 Uhr
festlegen (§ 7 Abs. 1Nr. 5 ArbZQ).

Im vorliegenden Fall hat die gesetzliche Regelung dem Arbeitneh-
mer nicht weitergeholfen. Nachtarbeit lag danach gar nicht vor.
Die gunstigere tarifliche Regelung zur Nachtschichtarbeit hielt
das Landesarbeitsgericht nicht fir einschlagig, weil die Schichten
des Arbeitnehmers nicht im Wesentlichen in die Nachtzeit fielen.
Ob diese Auslegung des konkreten Tarifvertrags zutreffend ist,
muss nun das Bundesarbeitsgericht klaren

Mindesthohe des gesetzlichen Zuschlags

Das Bundesarbeitsgericht hat bereits entschieden, dass es einen
feststehenden Prozentsatz flr den gesetzlich vorgesehenen Zu-
schlag auf das Bruttostundenentgelt oder die Zahl bezahlter freier
Tage nicht gibt. Dafur sind die Anforderungen an die Arbeitneh-
mer wahrend der Nachtarbeit zu unterschiedlich. Folgende Krite-
rien hat das Gericht aber aufgestellt:

+ Bei Nachtarbeit regelmaRig 25 % Zuschlag.

- Bei Dauernachtarbeit regelmal3ig 30 % Zuschlag.

+ Fallen in nicht unerheblichem Umfang Arbeitsbereitschaft
oder Bereitschaftsdienst an, konnen sich diese Werte verrin-
gern (bei langeren Phasen der Entspannung).

+ Zu berlicksichtigen ist auch, ob die Nachtarbeit/Dauernacht-
arbeit vermeidbar oder unvermeidbar ist.

- Reprasentative branchenmaRig einschlagige Tarifvertrage kon-
nen als Orientierungshilfe herangezogen werden.
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wGewerkschaft darf grundsatzlich vor dem Haupteingang Flyer

verteilen*

=

FRAGE

Sehr geehrter Herr Prof. Boemke,

wir arbeiten in der Personalabteilung eines Versand- und Lo-
gistikzentrums. Unser Betrieb befindet sich dabei auf einem
auBerortlich gelegenen Gewerbegebiet. Zum Gelande geho-
ren ein Betriebsgebaude, das Uber einen Haupteingang zu-
ganglich ist, und ein groRer Parkplatz.

Sowohlim Marz 2026 als auch im April 2026 wurden wir an
insgesamt 3 Tagen bestreikt. Die verantwortliche Gewerk-
schaft baute daflr auf dem Parkplatz vor dem Hauptein-
gang Stehtische und Tonnen auf. Zudem postierte sie dort
ihre Vertreter sowie streikende Arbeitnehmer, welche Flyer
verteilten und die zur Arbeit erscheinenden Arbeitnehmer
zur Teilnahme am Streik aufforderten. Zu physischen Zu-
gangsbehinderungen kam es zwar nicht, aber ein psychi-
sches Unterdrucksetzen ist damit unserer Auffassung nach
schon verbunden.

Nun mit etwas Abstand mochten wir die RechtmaRigkeit
dieser Aktionen bewerten, um fur zuklnftige vergleichbare
Situationen gerUstet zu sein. Unseres Erachtens nach waren
diese Veranstaltungen der Gewerkschaft nicht rechtmaRig.
Wie schatzen Sie die Lage ein?

Fur Ihre Rlickmeldung bedanken wir uns schon jetzt.

ANTWORT

)

vielen Dank fur lhre Leserfrage, deren Beantwortung ich im klas-
sischen juristischen Sinne, wie folgt vornehmen kann: ,,Es kommt
draufan.”

Liebe/r Leser/in,

Geht es um gewerkschaftliche Malinahmen vor Ihrer Haustr,
nehmen die Gerichte regelmal3ig eine umfassende Abwagung der
beiderseitigen Interessen vor.

1. Dem Arbeitgeber steht grundsatzlich das Hausrecht zu. Die-
ses umfasst auch die Entscheidungsfreiheit Uber Zutrittsge-
wahrungen zu dem von ihm vorgehaltenen Parkraum.

2. Demgegenuber steht das aus Art. 9 Abs. 3 Grundgesetz (GG)
folgende Recht der Gewerkschaft, ihre Mitglieder —aber auch
Nichtorganisierte — zur Arbeitsniederlegung aufzurufen, um
den Arbeitgeber zu Verhandlungen und zum Abschluss eines
Tarifvertrags zu bewegen. Das schlief3t auch das Recht ein,
die zum Streik aufgerufenen arbeitswilligen Arbeitnehmer
anzusprechen und zu versuchen, sie auf diesem Wege fur
eine Streikteilnahme zu motivieren.

ACHTUNG T

Die Gerichte schauen sich an dieser Stelle ganz genau die
wirklichen Beeintrachtigungen des Arbeitgebers durch die
MaBnahmen und deren Angemessenheit an. Dabei wird in
lhrem Fall insbesondere mit berticksichtig werden:

» Welchen zeitlichen Umfang haben die Streikmaflnah-
men gehabt?

« Wurden groBraumige Flachen des Arbeitgebers genutzt
oder handelte es sich nur um einen eher Gbersichtlichen
Bereich (Eingangsbereich)?

» Welche Beeintrachtigungen gab es sonst? Wurden z. B.
Parkmoglichkeiten signifikant verengt? Behinderten die
Aktionen den Zugang zum Personaleingang oder die Ein-
und Zufahrt zum und vom Parkplatz?

 Hat die Gewerkschaft sonstige realistische —flir den Ar-
beitgeber weniger einschneidende — Moglichkeiten zur
Beeinflussung Arbeitswilliger?

Im Ergebnis wird jeder Einzelfall separat betrachtet. Faillt die
MaRnahme jedoch weder zeitlich noch flichenmaRig aus dem
Rahmen, diirfte diese von den meisten Gerichten als rechtmaRig
eingestuft werden.

Gewerkschaftsaktionen: Nicht alles ist zulassig

Auch wenn die Gewerkschaft ein Zutrittsrecht hat, muissen sie
auflhrem Betriebsgelande nicht alles dulden.

Folgende Gewerkschaftsaktionen konnen Sie unter Hinweis auf
Ihr Haus- und Eigentumsrecht verbieten:

+ Storung von Betriebsablaufen, etwa durch Blockaden

+ Behinderung von Arbeitnehmern bei der Arbeit durch physi-
schen oder psychischen Druck

« Aufruf zu rechtswidrigen Streiks

+ Werbung unter Inanspruchnahme lhres Eigentums, etwa Auf-
kleber an Schutzhelmen oder Maschinen

+ Werbung wahrend der Arbeitszeit, wenn der Arbeitsablauf
hierdurch gestort wird

- Lahmlegen lhres betrieblichen EDV-Systems durch Massen-E-
Mails oder libergroe Dateianhange

Fragen an die Redaktion

Sie haben noch Fragen?
Schreiben Sie mir:

erstberatung@arbeitsrechtkompakt.de
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DIENSTWAGEN

Privatnutzung: Keine Uberschreitung des pfindbaren Teils!

Die Uberlassung eines Dienstwagens auch zur privaten Nutzung kann ein groRer Motivationsfaktor fiir Ihre Mitarbeiter sein. Doch Ach-
tung, auch hier gibt es Fallstricke. Die Privatnutzung ist ein Sachbezug und dieser darf nichtin einem unzuldssigen Verhaltnis zum eigent-
lichen Geldlohn stehen. Anderenfalls droht Ihnen eine Auszahlung des Sachwerts, obwohl der Dienstwagen privat genutzt worden ist.

é Der Fall: - die Uberlassung selbst produzierter Waren,

Ein Arbeitnehmer war seit Juni 2013 bei seinem Arbeitge-
ber tatig. Ihm wurde auf Grundlage eines Zusatzvertrags
vom 01.03.2014 ein Dienstwagen zur privaten Nutzung zur
Verfligung gestellt. Die Kosten des Betriebs des Fahrzeugs
trug der Arbeitgeber. Neben dem geldwerten Vorteil fur
den Dienstwagen erhielt der Arbeitnehmer ein monat-
liches Bruttogehalt, das von Januar 2017 von 3.850 EUR bis
April 2020 auf 4.285 EUR stieg. Der Arbeitnehmer verlang-
te eine Nachzahlung fiir den Zeitraum von Januar 2017 bis
April 2020 in Hohe von ca. 12.300 EUR. Der vom Arbeitge-
ber geleistete Sachbezug libersteige den pfandbaren Teil
seines Arbeitsentgelts. Der Arbeitgeber misse beachten,
dass er seiner Ehefrau gegentiber und 2 Kindern unterhalts-
verpflichtet sei. Der Arbeitgeber weigerte sich, neben der
Dienstwagentberlassung nochmals deren Wert in Geld
auszuzahlen. Bei der konkreten Berechnung sei zu beruick-
sichtigen, dass die Ehefrau ebenfalls berufstatig und daher
nicht als unterhaltsberechtigte Person zu berlcksichtigen
sei.

§ Das Urteil:

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) folgte tiberwiegend der
Argumentation des Arbeitnehmers. Mit der Uberlassung
des Dienstwagens habe der Arbeitgeber seine Verglitungs-
pflicht nicht erfillt. Dies gelte in den Monaten, in denen
der Wert des vereinbarten Sachbezugs hoher gewesen sei
als der monatlich pfandbare Teil des Arbeitsentgelts des
Arbeitnehmers. Dies verbiete § 107 Abs. 2 Satz 5 Gewerbe-
ordnung. Der Arbeitgeber musse den kompletten Wert des
Sachbezugs noch auszahlen, weil dieser nicht teilbar sei. Fir
die konkrete Berechnung sei der Sachbezug in Geld umzu-
rechnen. Das pfandbare Einkommen des Arbeitnehmers sei
nach den Pfandungsschutzregeln fiir Arbeitseinkommen
zu ermitteln. Auch wenn das Einkommen der Ehefrau be-
riicksichtigt werde, sei die Pfandungsfreigrenze nicht ge-
wahrt (BAG, Urteil vom 25.03.2026, Az.: 5 AZR 38/25).

Meine Empfehlung!

Nach § 107 Abs. 1 Gewerbeordnung (GewO) ist das Arbeitsentgelt
in Euro zu berechnen und auszuzahlen. Dennoch konnen Sie ver-

einbaren, einen Teil des Lohns als Sachbezug zu leisten, z. B. durch

- die Privatnutzung von Dienstwagen,

- freie Kost und Logis oder
+ Personalrabatte.

Allerdings kdnnen Sie das Arbeitsentgelt nicht uneingeschranktin
Naturalien gewahren. Folgende Voraussetzungen bestehen:

- Der Sachbezug oder geldwerte Vorteil ist im Arbeitsvertrag
(einer Betriebsvereinbarung oder einem anwendbaren Tarif-
vertrag) vereinbart.

- Erdient den Interessen des Arbeitnehmers oder liegt in der
Eigenart des Arbeitsverhaltnisses.

- Der Wert darf die Hohe des pfandbaren Teils des Arbeitsent-
gelts nicht Ubersteigen.

Mit diesen Regelungen wird sichergestellt, dass der Arbeitnehmer
den GroRteil seiner Vergltung in Geld und nicht in Naturalien er-
halt. Im vorliegenden Fall war der Sachbezug der Privatnutzung
des Dienstwagens in vielen Monaten hoher als der pfandbare Teil
des Einkommens. Hierzu kann es schnell kommen, wenn der Lohn
niedrig ist oder viele Unterhaltspflichten bestehen.

TIPP @

Priifen Sie sorgfaltig, flr welche Mitarbeiter Sie die Privat-
nutzung eines Dienstwagens einraumen wollen. Schlie-
lich bestimmt sich der Wert des Sachbezugs bei einem
Dienstwagen nach dem Bruttolistenpreis. Denken Sie auch
an die Moglichkeit, ein Elektrofahrzeug zu stellen. Hier ist
der Sachbezugswert erheblich geringer.

Sozialversicherung und Steuer bedenken
Die folgenden wichtigen Punkte sollten Sie beachten:

+ Sachbeziige sind nicht lohnsteuerpflichtig, wenn ihr Wert je
Monat 50 € nicht Ubersteigt.

- Hierbei zahlen pauschal versteuerte geldwerte Vorteile nicht
mit.

- Die Bewertung des Sachbezugs kann im Einzelfall schwierig
sein, weil je nach Art des Sachbezugs verschiedene Methoden
angewendet werden (z. B. Endpreis am Abgabeort, Pauschal-
bewertung mit Durchschnitts-werten).

- Fir die Sozialversicherung regelt die Sozialversicherungsent-
geltverordnung, welche Zuwendungen nicht zum Arbeitsent-
gelt gehoren, und wie der Wert einzelner Sachbezlige zu
bestimmen ist.

- Sosind fir Verpflegung, Unterkunft und Wohnung als Sachbe-
zug feste Werte geregelt, die regelmaRig angepasst werden.
Im Ubrigen gelten die steuerlichen Bewertungsregelungen.
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IHRE SERVICES ALS LESER:
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%« FRAGEN AN DIE REDAKTION A KUNDENSERVICE
Sie haben noch Fragen? Sie haben Fragen rund um thr Abonnement
Unsere Rechtsanwalte und Redakteure von , Arbeitsrecht kompakt”?
helfen Ihnen:
Telefon: 0228 9550 160
erstberatung@arbeitsrechtkompakt.de E-Mail: kundenservice @personalwissen.de

/
& ONLINEBEREICH

Sie haben Zugriff auf den umfangreichen Onlinebereich

1. Aktuelle Beitrage
Bleiben Sie stets auf dem neuesten Stand und verpassen Sie keine wichtigen Anderungen.
2. Arbeitshilfen und Checklisten
Arbeiten Sie effektiver und schneller mit praktischen Vorlagen und Tools.
3. Ausgabenarchiv durchstébern
Nutzen Sie auch heute noch wertvolle Informationen aus friheren Ausgaben.

So einfach gehtes:
Registrieren Sie sich flir den Onlinebereich unter www.personalwissen.de/login

Hilfe zur Aktivierung:

tipp.personalwissen.de/hilfe-aktivierung

/ .
A0 IN DER NACHSTEN AUSGABE LESEN SIE UNTER ANDEREM:

Fristlose Kiindigung
Leitende Angestellte fliegt zu Recht nach
fehlerhafter Rechnungsfreigabe

Home-Office
Arbeitgeber durfte umfangreich gewahrtes
Home-Office nicht einfach einschranken
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